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Christine Michel / Natalie Imboden

Gleichstellung und soziale Gerechtigkeit
Für Teilhabe der Frauen an allen gesellschaftlichen Bereichen

Die Frage der Gleichstellung der Frauen im Erwerbsleben stellt sich
heute nach wie vor. Forderungen beschränken sich oft auf das Ziel, dass
Frauen Beruf und Familie besser miteinander vereinbaren können. Die
Stichworte, die in diesem Zusammenhang genannt werden, sind meistens:
flexible Arbeitsbedingungen und Teilzeitarbeit für Frauen. Damit wird die
Lösung des Vereinbarkeitsproblems den Frauen überlassen, sie wird pri-
vatisiert und der gesellschaftlichen Auseinandersetzung entzogen. Mit der
Fixierung auf diese „individualisierten 'Hilfen' zur Anpassung an die
Anforderungen des Arbeitsmarkts" (Schilliger 2009,98) wird in der Dis-
kussion aber die Tatsache verschleiert, dass die Gleichstellung der Frauen
primär eine Frage der Umverteilung ist: Es geht um die gleichberechtigte
Teilhabe der Frauen an allen wichtigen gesellschaftlichen Bereichen, das

heisst um die gleiche Teilhabe an Einkommen, Vermögen und an immate-
riellen Ressourcen wie Bildung und Kultur; es geht um den gleichen
Einfluss in den Bereichen Politik und Wirtschaft und um die selbstbestimm-
te Gestaltung der Lebensbedingungen. Dies alles ist eine Frage der Ge-
rechtigkeit und somit eine klassische Frage der Umverteilung von Macht
und Ressourcen. Soziale Gerechtigkeit bedeutet in diesem Zusammenhang,
dass die Arbeit, das Vermögen, aber auch die Möglichkeit, selbst über die
Zeit zu verfügen und ein selbstbestimmtes Leben zu führen, zwischen
Frauen und Männern gleichmässig verteilt werden. Dies hat jedoch auch

zur Folge, dass Männer Macht abgeben müssen.
Die Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist im Zu-

sammenhang mit der Schaffung von mehr Geschlechtergerechtigkeit ein
zentrales Anliegen. Diese Thematik bildete denn auch den Schwerpunkt
des Frauenkongresses des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes 2009.
Tatsächlich lässt sich an der Entwicklung der Vereinbarkeitsproblematik
ganz konkret ablesen, welche Fortschritte auf dem Weg zur Gleichstellung
der Geschlechter erzielt worden sind und welche Hindernisse weiterhin
bestehen. Mit der Fokussierung auf die Vereinbarkeit besteht jedoch die
Gefahr, dass die Frage der Gleichstellung der Frauen auf dem Arbeitsmarkt
auf die Thematik der Schaffung von familienfreundlichen Arbeitsbedin-
gungen reduziert wird. Wie bereits Theresé Wüthrich in diesem Zusammen-
hang festhält, muss der „fortschrittlichen Arbeits- und Geschlechterpolitik
Demokratie als normative Leitidee zugrundegelegt werden. Geschlechter-
demokratie bedeutet Umverteilung der Macht auf allen Ebenen der Gesell-
schaft." (Wüthrich 2008,93) Die „klassischen" gewerkschaftlichen Themen
der Lohn(gleichheits)politik und der Arbeitszeitpolitik müssen deshalb auf
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der Agenda stehenbleiben und unter dem Aspekt der Geschlechterge-
rechtigkeit neu diskutiert werden.

I. Recht der Frauen auf finanzielle Unabhängigkeit

Die Frauen verdienen in der Schweiz im Durchschnitt 20 Prozent weniger
als Männer, wenn man die jeweilige Arbeitszeit auf Vollzeitstellen um-
rechnet. Weil in der Schweiz die meisten Frauen Teilzeit arbeiten, erhalten
sie effektiv aber 40 Prozent weniger Lohn (Strub/Gerfin 2006,15). Diese
Tatsache wirkt sich auf die finanzielle Unabhängigkeit der Frauen aus, sie
hat aber auch gravierende Folgen für ihre AltersVorsorge. Wenn man be-
denkt, wie hoch in der Schweiz die Scheidungsquote ist, dann ist es umso
notwendiger, dass die Frauen selber über ein ausreichendes Einkommen
verfügen. Der niedrige Verdienst der Frauen wirkt sich jedoch auch auf die
Familie und die Kinder aus. Die alleinerziehenden Frauen weisen ohnehin
eine der höchsten Armutsquoten auf. Gerade in Zeiten anhaltender Arbeits-
losigkeit ist es jedoch auch für Zwei-Eltern-Familien entscheidend, dass

die Frauen ein gesichertes Einkommen haben, da sie mit dem Risiko
rechnen müssen, Alleinernährerinnen zu werden.

Der Kamp/nm rfi'e LoAng/eicAAeA Jer Fraiie« mwis AesAa/A vie/ stärker
ein prior/fares An/lege« m'cAt «wr Anker Parteien unci tier Gewerk.îcAa//en
werben. Unter dem Aspekt eier GescA/ecAtergerecAAgkeA wnei der soziaien
T/tnvertei/wng ist es Ae.vAa/A ziei/nArender, eine kAn/h'ge ßoni-5'tener
scAvt-'er/nm/ctmässig nicAf/Ar /znanzieAe FrieicAfernngen/Ar die Fami'A'en,
sondern direkt/Ar die FeaA'siernng der LoAng/eicAAeit der Fronen einzn-
setzen.

II. Neue kollektive Zeitpolitik - Umverteilung der bezahlten und
unbezahlten Arbeit

Während langer Zeit ging man davon aus, dass ein (männlicher) Lohn zur
Ernährung einer Familie ausreiche. Frauen wurden eher als „Zuverdiene-
rinnen" wahrgenommen. Gerade in den Niedriglohnbereichen entsprach
diese Vorstellung nie der Realität, denn hier wurden immer zwei Löhne
benötigt, um den Familienunterhalt zu garantieren. Das traditionelle Rollen-
bild des männlichen Familienernährers ist aber in der Schweizer Bevölke-
rung immer noch stark verankert/ es hat auch die Gewerkschaften und ihre
Arbeitspolitik geprägt. Auch wenn sich heute ein moderneres Ernährer-
modell durchzusetzen beginnt - die Männer arbeiten meistens Völlzeit und
die Frauen meistens Teilzeit; die Männer engagieren sich auch vermehrt in
der Kinderbetreuung und -erziehung -, bleibt der Grossteil der unbezahlten
Haus- und Betreuungsarbeit weiterhin Frauensache; dieser Aufwand hat
sich in den letzten zehn Jahren kaum verändert (EBG, 2008).

Auch heute noch - das gilt in der gegenwärtigen Finanz- und Wirt-
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schaftskrise noch in verstärktem Ausmass - bildet das tariflich abgesicher-
te „Normalarbeitsverhältnis" eines Industriearbeiters die Norm (Notz 2008,
82-83), an der sich die Gewerkschaftspolitik oft ausrichtet. Dieses „Nor-
malarbeitsverhältnis" gilt jedoch für viele Beschäftigtengruppen nicht
mehr, und für die Frauen traf es so ohnehin nie zu. „Atypische" Beschäf-
tigungsverhältnisse nehmen zu, wobei die Frauen z.B. von Arbeit auf
Abruf doppelt so stark betroffen sind wie die Männer (BFS, SAKE 2009).
Auch bei den 320'000 Tieflohnstellen, deren Inhaberinnen auf Vollzeit-
stellen umgerechnet 3'783 Fr. pro Monat verdienen, beträgt der Frauen-
anteil 68,6 Prozent (BFS, Lohnstrukturerhebung 2006). Die Gewerk-
Schaftspolitik wird also ein „neues Verständnis von Vollbeschäftigung
(brauchen), das die gelebte Realität vielfältiger Lebensformen nicht dis-
kriminiert." (Notz, ebd.)

Aus diesen Gründen muss die Debatte über eine neue Arbeitszeitpolitik'
fortgesetzt werden, und zwar auch innerhalb der Gewerkschaften. Denn
„das 'Ringen um die Zeit' ist neben der klassischen Lohnfrage eines der
zentralen Konfliktfelder in der kapitalistischen Gesellschaft" (Schilliger
ebd., 103; vgl. dazu die „Vier-in-einem-Perspektive" von Frigga Haug
2008). Das Dilemma zwischen zu langen Vollzeitpensen und den Teilzeit-
pensen, die berufliche Nachteile mit sich bringen, ist zu überwinden. Die
Teilzeitlösung ist eine individualistische Lösung, welche für die Frauen
viele Risiken birgt. Es sind deshalb geschlechtergerechte Arbeitszeiten
einzuführen, die es Frauen und Männern ermöglichen, sowohl die gesell-
schaftlich notwendige Betreuungsarbeit zu leisten, als auch weitere sozia-
le Aufgaben zu übernehmen und Freizeitaktivitäten auszuüben. Die Be-
treuungs- und Erziehungsarbeit darf nicht mehr aus Gründen tradierter
Arbeitsteilung an den Frauen hängenbleiben. Mit einer konkreten Politik
der Arbeitszeitverkürzung ist eine Umverteilung der bezahlten und der
unbezahlten Arbeit zwischen Frauen und Männern vorzunehmen. Dies
eröffnet gleichzeitig die Möglichkeit, eine Umverteilung der Arbeit von
den überarbeiteten Vollzeitangestellten zu den Unterbeschäftigten und
Arbeitslosen anzustreben.

Das Zwkwn/tsmode// der Vb//Z?escM/h'gMng muss eine rad/ka/e Vbrkür-

zwng r/er Lo/znarèeàszeà £>e/ ex/stenzs/cÄernr/en Lö'Anen se/n: D/n/w/irw«g
der JO-Sfanden-WbcAeywr a//e7

III. Volle gesellschaftliche Anerkennung der Arbeit im Pflegebereich

Die Bevölkerung in unserer hochindustrialisierten Gesellschaft wird immer
älter, und damit steigt die Zahl der Pflegebedürftigen. Die Arbeit im so-
genannten „Care-Bereich", dem Pflege- und Betreuungsbereich, wird zum
allergrössten Teil von Frauen verrichtet (vgl. Schilliger, ebd.). Diese an-
spruchsvolle, fordernde Pflegearbeit ist meist schlecht oder gar nicht be-
zahlt. Die Frauen tragen im Bereich der Betagtenbetreuung nach wie vor
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die Hauptverantwortung und sind-wenn die Kinder ausgeflogen sind -mit
einem weiteren „Vereinbarkeitsproblem" konfrontiert, indem sie die Er-
werbstätigkeit und die Pflege ihrer betagten Eltern unter einen Hut bringen
müssen. 80 Prozent der Pflegebedürftigen werden heute von ihren Ange-
hörigen gepflegt. 40 Prozent der Pflegenden sind berufstätig und leisten
die Pflege neben ihrer Arbeit. Zunehmend übernehmen auch Migrantinnen
schlecht bezahlte Arbeit in diesem schlecht geschützten und wenig regu-
Herten Bereich. So entsteht eine Art „Drittwelt-Gefälle" im eigenen Land,
indem bessergestellte Frauen ihre Betreuungsarbeit auf schlechtergestell-
te Migrantinnen abwälzen. Zudem machen sich gerade in diesem Bereich
Privatisierungstendenzen breit - denken wir an die Zunahme von privaten
Spitex-Organisationen und privaten Agenturen, die sogenannte „Senio-
Pairs" (Aupairs für Senioren) z.B. aus osteuropäischen Ländern vermitteln
(Schilliger 2009). Die Gesellschaftspolitik, also auch die Gewerkschafts-
politik, wird sich daran messen lassen müssen, ob es ihr gelingt, diesen

personenbezogenen Dienstleistungsbereich zu professionalisieren. Die in
den Care-Bereichen Arbeitenden müssen für ihre Tätigkeiten besser ent-
löhnt werden. Es sind auch hier Standards von guter Arbeit sowie gute
kollektive Betreuungsstrukturen einzuführen. Ausserdem gilt auch für
diese Bereiche, dass die (bezahlte und unbezahlte) Betreuungsarbeit
zwischen den Geschlechtern gerecht zu verteilen ist.

Die AezaAZte wmJ imbezaAZte ArAezY im Care-BereicA maji geseZZscAq/Z-
Zz'cA an/gewertet, sozzYzZ besser versicAerf, /?ro/e,s,szo«aZi.s7ezt zzzzJ von «Yen

Dränen z« Jen Männern n/nverteiZf werJen.

IV. Die globale Frauenperspektive verstärkt die Notwendigkeit eines

neuen geschlechtergerechten Wirtschaftsmodells

Nehmen wir auch die Entwicklungsperspektiven für die Frauen im Süden
in den Blick, so wird umso deutlicher, dass die Umsetzung der in den

vorangegangenen Überlegungen enthaltenen Forderungen die Einführung
eines neuen Wirtschaftsmodells notwendig macht (Wichterich 2009). Die
Forderung nach ökonomischer Unabhängigkeit der Frauen im Norden wie
im Süden, so unterschiedlich die ökonomische Situation auch ist, bedeutet

vor allem, dass Frauen die Möglichkeit haben sollen, für die Befriedigung
ihrer Bedürfnisse selbst aufzukommen. Dafür müssen die Frauen im Süden

Zugang haben zu den lebensnotwendigen Gütern wie Land, Saatgut,
Nahrung und Wasser (vgl. Schüssler 2004), und dafür brauchen die
Frauen im Süden und im Norden ein gesichertes eigenes Einkommen im
Krankheitsfalle, in derZeit der Schwangerschaft sowie im Alter. Die natür-
liehen Ressourcen müssen auch für die nachkommenden Generationen
erhaltenbleiben. Alle Arbeitnehmenden haben ein Recht auf soziale Sicher-
heit, Lohngleichheit sowie einen Mindestlohn, der nicht nur die Lebens-
haltungskosten deckt, sondern ein Leben in Würde ermöglicht (Marche
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mondiale des femmes 2010).
Wenn der Weg zu mehr Geschlechtergerechtigkeit glaubwürdig beschrit-

ten werden soll, dann müssen die Arbeitgeber in ihrer Wirtschaftspolitik,
aber auch die Gewerkschaften in ihrer Arbeitspolitik Abschied nehmen

vom Bild des „sorglosen" (männlichen) Arbeitnehmers, der durch keine

Betreuungspflichten belastet ist und seine Arbeitskraft voll dem Arbeitge-
ber zur Verfügung stellen kann. Die Arbeitenden beiderlei Geschlechts
haben soziale Verantwortung und sind in vielfältige soziale Beziehungen
eingebunden; diese sind zwar eine Verpflichtung, aber auch eine Bereiche-

rung. Der Gesamtzusammenhang wird erst dann ersichtlich, wenn auch
die „andere Wirtschaft" (Mascha Madörin), der ganze Bereich der - häu-

fig unbezahlten - Versorge- und Betreuungsarbeit, in die Analyse einbe-

zogen wird (Madörin 2007). Die Gewerkschaften müssen in die Konzeption
ihrer Arbeitspolitik sowohl die unbezahlte Arbeit einschliessen als auch
ihr Wirtschaftsverständnis um die sogenannte Reproduktionsarbeit (die
Versorgungs- und Betreuungsarbeit) erweitern.

(VofwenJ/g /.st ei« neues W/rtsc/?a/£smoJe//, Jas nic/tf Jen Pro/if, so«Jer«
J/e ßeJüryhisse Jer Menschen ins Zentrum ste/J. TOrtsc/iq/7spo//f/& so//
Jer /VacMa/figheit unJ Jer Gesch/echfergerechtigheit Jienen.

Anmerkungen

1 Verschiedene Studien zeigen die Wirksamkeit von Deutungsmustern des Geschlechter-
Verhältnisses für Politikmassnahmen in den Bereichen Sozialpolitik,Arbeitsmarktpolitik
undAusbau der Kinderbetreuungsstrukturen. Geht man von einem Bild derArbeitsteilung
zwischen Frau und Mann aus, bei dem der eine Teil (der Mann) insbesondere für die

Sicherung des Erwerbseinkommens, der andere Teil (die Frau) für den privaten Bereich der
Familie zuständig ist, dann werden andere Massnahmen ergriffen, als wenn ein egalitäres
Rollenbild vorherrscht (siehe hierzu insbesondere Behning 1999). Der lange Kampf um
das Frauenstimmrecht in der Schweiz, die jahrelange Verzögerung bei der Umsetzung
des verfassungsmässigen Auftrags, eine Mutterschaftsversicherung einzuführen, zeugen
von einem konservativen Frauenbild.

2 Hier gilt es auch verschiedene Diskussionsstränge zusammenzuführen. Es muss z.B.
geprüft werden, ob mit der Kapitalismuskritik von Massarrat, die unter dem Eindruck
der aktuellen Wirtschafts- und Finanzkrise eine Strategie der Vollbeschäftigung durch

Arbeitszeitverkürzung fordert, auch die Ziele der Geschlechtergerechtigkeit erreicht
werden können (Massarrat, 2009,144). Segbers hingegen integriert in seine Überlegungen
bereits eine Geschlechterperspektive und weist darauf hin, dass die Verteilung der Arbeit
auch einen Konflikt zwischen den Geschlechtern beinhaltet (Segbers, 2009,162).
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